Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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Nr. 8477.) Vertrag zwifchen Preußen und Braunſchweig wegen Führung der Ottbergen⸗ 
Northeimer Eiſenbahn durch Braunſchweigiſches Gebiet. Vom 31. Oktober 1876. 


— 
. Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Hoheit 
er Herzog von Braunſchweig und Lüneburg haben zum Zwecke einer Ver⸗ 
einbarung über die Führung der Ottbergen-Northeimer Eiſenbahn durch Herzoglich 
Braunſchweigiſches Gebiet Bevollmächtigte ernannt, nämlich: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Eberhard d' Avis, 
Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg: 
Höchſtihren Geheimen Finanzrath Grafen Görtz-Wrisberg, 


welche unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Staatsvertrag geſchloſſen haben. 


Artikel 1. 


Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 

Negerung dis durch das Königlich Preußiſche Geſetz vom 11. Juni 1873. zur 

usführung auf Staatsrechnung genehmigte N von Ottbergen nach 

Northeim durch Herzoglich Braunſchweigiſches Gebiet zu führen, und zwar foll 

le Bahn mit Ueberſchreitung der Weſer unterhalb Meinbrexen in das Herzoglich 

raunſchweigiſche Gebiet eintreten und, nach Lauenförde weiterführend, oberhalb 
einbrexen aus dem Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebiet wieder austreten. 

Artikel 2. 

„Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung räumt der Königlich Preußiſchen 
Regierung beziehungsweiſe für dieſelbe der Königlichen Dutton der Weſt⸗ 
fäliſchen Eiſenbahn zu Münſter für die nach dem gegenwärtigen Vertrage 
zunerhalb des Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebietes herzuſtellende Eiſenbahn das 
Recht zur Expropriation und zur vorübergehenden Benutzung des dazu erforder: 
lichen Grund und Bodens nach Maßgabe der Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Landesgeſetze ein. 

Jahrgang 1877. Gr. 8477 a 3 Art. 


Ausgegeben zu Berlin den 6. Februar 1877. 
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Artikel 3. 


Sowohl die Feſtſtellung des geſammten Bauprojekts für die den Gegen— 
ſtand dieſes Vertrages bildende Eiſenbahn, als auch die Prüfung der anzuwenden⸗ 
den Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, foll lediglich der Königlich 
Preußiſchen Regierung zuſtehen. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung 
und Genehmigung der Bauprojekte, ſoweit dieſe die Herſtellung von Brücken, 
Durchläſſen, Flußkorrektionen, Wegeübergängen und Parallelwege betreffen, der 
Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung innerhalb Ihres Gebietes vorbehalten. 

Sollte die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung künftig in Folge ein- 
tretenden Bedürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinal. 
ſtraßen anordnen oder genehmigen, welche die projektirte Eiſenbahn kreuzen, ſo 
kann die Königlich Preußiſche Regierung hiergegen keine Einſprache erheben; es 
ſollen aber von der Herzoglich Biauunſchwweigiſchen Regierung alle erforderlichen 
Maßregeln getroffen werden, damit durch ſolche Anlagen weder der Betrieb der 
Eiſenbahn geſtört werde, noch der Betriebsverwaltung ein anderer Aufwand 
daraus erwachſe, als der für die Bewachung der neuen Uebergänge. 


Artikel 4. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt freigeſtellt, dem Bahnkörper 
und den Kunſtbauten die für zwei Geleiſe erforderlichen Abmeſſungen geben und 
zur Ausführung des zweiten Geleiſes nach eigenem Ermeſſen ſchreiten zu laſſen. 
Die Spurweite der Bahngeleiſe ſoll 1,435 Meter im Lichten der Schienen be⸗ 
tragen, auch die Ausführung der Bahn und das geſammte Betriebsmaterial 
unter Beachtung der vom Reiche zu erlaſſenden Normativbeſtimmungen, ſofern 
und ſoweit aber ſolche nicht ergehen, nach Maßgabe der von dem Vereine der 
Deutſchen Eiſenbahnverwaltungen angenommenen einheitlichen Vorſchriften für 
den durchgehenden Verkehr derartig eingerichtet werden, daß die Transportmittel 

nach allen Richtungen hin auf die angrenzenden Bahnen ungehindert übergehen 


können. 
Artikel 5. 
Der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung bleibt in 1 der auf 
Ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke die Landeshoheit vorbehalten. Auf dieſer 
Strecke ſollen nur Herzoglich Braunſchweigiſche Hoheitszeichen angewendet werden. 


Artikel 6. 


„ Die Königlich Preußiſche Eiſenbahnverwaltung hat wegen aller Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß der Anlage oder des Betriebes der im 
Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebiete belegenen Bahnſtrecke gegen ſie erhoben 
werden möchten, ſich der Herzoglich Braunſchweigiſchen Gerichtsbarkeit und den 
Herzoglich Braunſchweigiſchen Gesehen zu unterwerfen und zu dieſem Behufe 
in der Stadt Holzminden Domizil zu nehmen. 


17 Artikel 7. 

1 s Die im Herzogthum Braunſchweig zum Schutze der Eiſenbahnen und 
b Telegraphen und des Betriebes derſelben jeweilig beſtehenden geſetzlichen Be- 
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ſtimmungen finden gleichmäßig auch auf die im Heel Braunſchweigiſchen 


Gebiete belegene Strecke der den Gegenſtand dieſes 


ertrages bildenden Eiſen⸗ 
bahn Anwendung. 5 9 


Artikel 8. 


Der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur 
Handhabung dez Ihr über 0 1 derzogthum belegene Bahnſtrecke zuſtehenden 
Hoheits⸗ und Aufſichtsrechts einen beſtändigen Kommiſſarius zu beſtellen, welcher 
die Beziehungen zur Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen den⸗ 
engen Fällen zu vertreten hat, welche nicht zum direkten gerichtlichen oder 
polizeilichen Einſchreiten der Behörden geeignet ſind. 


Artikel 9. 


Die Handhabung der Bahnpolizei auf der im Herzoglich Braunſchweigi⸗ 
ſchen Gebiß belegenen Bahnſtrecke erfolgt durch das Königlich Preußiſche 
Liſenbahnperſonal, welches auf Präſentation der Königlich Preußiſchen Betriebs⸗ 
ee von der kompetenten Herzoglich Braunſchweigiſchen Behörde in Pflicht 
zu nehmen iſt. 

Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich dieſer 
Bahnſtrecke den betreffenden Herzoglich Braunſchweigiſchen Organen ob. Die⸗ 
ſelben werden den Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unter 
ſtützung leiſten. 

Artikel 10. 


Die Anſtellung und Beaufſichtigung der Beamten für die auf Herzoglich 
Braunſchweigiſchem Gebiete belegene Bahnſtrecke erfolgt lediglich durch die zu⸗ 
ſtändigen Königlich Preußiſchen Behörden. Bei der Anſtellung von Bahn. 
wärtern, Weichenſtellern und fonftigen dergleichen Unterbeamten für dieſe Strecke 
ſoll auf Angehörige des Braunſchweigiſchen Staates vorzugsweiſe Rückſicht 
genommen werden, falls qualifizirte Militairanwärter, unter welchen Herzoglich 
Braunſchweigiſche Staats- und Kontingentsangehörige gleichfalls den Vorzug 
haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln find. 

ie Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen 
Staates angeſtellt werden, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande des 
eimathlandes nicht aus, und ſind während ihres dienſtlichen Aufenthaltes da— 
elbſt nur denjenigen Steuern und Perſonallaſten unterworfen, welche nach den 
dortigen Landesgeſetzen unter gleichen Verhältniſſen für alle Fremden zur An⸗ 
wendung gelangen. Die Bahnbeamten find rückichtlich der Disziplinarbehand⸗ 
un ausschließlich der . Preußiſchen Regierung, beziehungsweiſe deren 
f mtendigen Organen, im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates 
rworfen, in welchem fie ihren amtlichen Wohnſitz haben. 


Artikel 11. 


Die Beſtim i T ei 
Zuſtändiakess mmung der Fahrzeiten und Transportpreiſe ſteht, unbeſchadet der 
e des Reichs, ausschließlich der Königlich Preußiſchen Regierung se 
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Artikel 12. 
Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung nimmt ein Recht auf den 
Erwerb der Bahn nicht in Anſpruch, auch wird ſie die Bahn, ſo lange ſie im 


Eigenthum und Betrieb der Königlich Preußiſchen Regierung ſich befindet, weder 
mit einer Grund- oder Gewerbeſteuer, noch mit einer anderen Abgabe belegen. 


Artikel 13. 


Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung und der Telegraphenverwaltung des Deulſchen Reichs auf dem Terrain, 
welches für die den Gegenſtand dieſes Vertrages bildende Eiſenbahn zu erwerben 
iſt, ober und unterirdiſche elektromagnetiſche Telegraphenlinien durch das Her⸗ 
zoglich Braunſchweigiſche Gebiet zu führen, dieſe Linien zu Zwecken des Bahn⸗ 

i . des öffentlichen Verkehres nutzbar zu machen und die 
Leitungen nach Maßgabe des eintretenden Bedürfniſſes zu vermehren. 


Artikel 14. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird ohne Zuſtimmung der Herzoglich 
Braunſchweigiſchen Regierung die auf deren Gebiete belegene Bahnſtrecke nicht 
veräußern. , 

Artikel 15. 


Die Ratifikationen dieſes Vertrages ſollen ſpäteſtens binnen vier Wochen 
nach der Unterzeichnung in Berlin ausgewechſelt werden. 


Deſſen zu Urkund iſt gegenwärtiger Vertrag zweifach ausgefertigt, von den 
Bevollmächtigten unterſchrieben und mit deren Inſiegeln verſehen worden. 


So geſchehen und vollzogen. 
Berlin, den 31. Oktober 1876. 


(L. S.) D' Avis. (L. S.) Graf Görtz-Wrisberg. 


„Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


— . — 


Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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